
aufsicht führt nicht dazu, daß der Staatsanwalt künftig 
jede einzelne derartige Gesetzesverletzung selbst in 
Ausübung der Gesetzlichkeitsaufsicht bekämpft. Der 
Staatsanwalt soll selbst tätig werden, wenn das nach 
den Umständen des Falles erforderlich ist; er entschei­
det das als Leiter des Ermittlungsverfahrens.

Zur analytischen Arbeit

Maßnahmen der Gesetzlichkeitsaufsicht, die sich auf 
Analysen stützen, dringen tiefer in bestimmte Verflech­
tungen des Ursachen- und Bedingungskomplexes von 
Straftaten ein, denn sie sind nicht an die Grenzen des 
einzelnen Ermittlungsverfahrens gebunden. Die analy­
tische Arbeit dürfte dann zu einer effektiveren, plan­
mäßigen Gesetzlichkeitsaufsicht, wenn
— die Vorgaben für die analytische Arbeit die zu ana­

lysierenden Probleme der Gesetzlichkeit und Ergeb­
nisse der Gesetzlichkeitsaufsicht einschließen;

— Erkenntnisse der Analysen Quelle für Untersuchun­
gen und andere Maßnahmen der Gesetzlichkeitsauf­
sicht sind, weil sie zumindest Anhaltspunkte für Ge­
setzesverletzungen bieten;

— Material geliefert wird, das in’ konkrete Vorschläge 
für die Festigung der Gesetzlichkeit und Vervoll­
kommnung der Leitungstätigkeit zur Verhütung von 
Straftaten durch die Leitungsorgane verschiedener 
Bereiche mündet;

• — die Analysen Aussagen über die Effektivität der 
Rechtsnormen und die Erfordernisse ihrer weiteren 
Vervollkommnung enthalten;

— durch die Ergebnisse der Analyse die Wirksamkeit 
der zentralen Planung und Leitung der Gesetzlich­
keitsaufsicht eingeschätzt werden kann und Hinweise 
zu ihrer Vervollkommnung gegeben werden können.

Unmittelbar zu Aktivitäten der Gesetzlichkeitsaufsicht 
führt die analytische Arbeit dann, wenn sie neue An­
haltspunkte oder exakte Feststellungen über Gesetzes­
verletzungen erbringt. So kann es z. B. notwendig sein, 
auf Grund der Analyse beim übergeordneten Organ 
Maßnahmen der Gesetzlichkeitsaufsicht anzuwenden 
oder an Betriebe usw. Untersuchungs- oder Revisions­
verlangen zu richten. Es kann aber auch sein, daß in 
Strafverfahren festgestellte bzw. später analysierte kon­
krete Ursachen oder Bedingungen von Straftaten Sym­
ptome für weitere Gesetzesverletzungen sind. Ist das 
genau analysiert, so bietet sich durchaus Raum für 
Maßnahmen des Staatsanwalts. Beachtet werden muß 
jedoch hierbei, daß ein bloßes Vermuten nicht ausreicht 
(§41 St AG). Es geht auch nicht darum, Fragen der 
Zweckmäßigkeit, der rationellen Organisation und Lei­
tung durch die Gesetzlichkeitsaufsicht beurteilen zu 
wollen, so bedeutsam diese Fragen auch für eine effek­
tive Verhütung von Straftaten sein können. Auf Grund 
exakter Informationen des Staatsanwalts müssen derar­
tige Probleme von den betreffenden Leitungsorganen 
selbst gelöst werden.

Zur Öffentlichkeitsarbeit
Eine planmäßige Aufsicht über die Gesetzlichkeit muß 
zur verstärkten Aktivität der Bürger führen. Aus der 
Sicht der Leitung des Kampfes gegen Straftaten sind 
ihnen deshalb die Schwerpunkte zur Gewährleistung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit zu erläutern, um sie 
zu befähigen, aus eigener Initiative Gesetzesverletzun­
gen zu bekämpfen. Die so gestaltete Öffentlichkeitsar­
beit der Staatsanwaltschaft trägt damit gleichzeitig dazu 
bei, den Werktätigen ihre Rechte und Pflichten als so­
zialistische Staatsbürger und Eigentümer bewußt zu 
machen. Die planmäßige Gesetzlichkeitsaufsicht fördert 
also auch die sozialistische Demokratie.

Zu einigen methodischen Fragen 
der planmäßigen Gesetzlichkeitsaufsicht

Die planmäßige Gestaltung der Gesetzlichkeitsaufsicht 
wirft einige methodische Fragen auf. Sie betreffen vor 
allem die Planung selbst, aber auch die Durchführung 
der Gesetzlichkeitsaufsicht. Die nachfolgenden Erwä­
gungen gehen davon aus, daß die planmäßige Gesetz­
lichkeitsaufsicht nicht mit der Planung und Durchfüh­
rung einer Vielzahl eigener operativer Untersuchungen 
identifiziert werden darf, weil sonst Formen und Me­
thoden der Gesetzlichkeitsaufsicht, die nicht für alle 
Zeiten gleich sein können, über den Inhalt gestellt wür­
den10.
Die planmäßige Gesetzlichkeitsaufsicht muß sich auf 
der Grundlage z e n t r a l e r  Planungsentscheidungen 
(d. h. vor allem konkreter Aufgabenstellungen und Vor­
gaben zu ihrer Lösung) entwickeln. Dieser Zentralismus 
ist der sozialistischen Staatsanwaltschaft als einheit­
lichem, streng zentralistisch auf gebautem staatlichen 
Reehtspflegeorgan eigen.
Die zentrale Planung sichert, daß sich die Gesetzlich­
keitsaufsicht nicht „als Zusatz“ zum Arbeitsplan, son­
dern als Bestandteil der komplexen Lösung grundsätz­
licher Aufgaben entwickelt Sie sollte sich auch darauf 
erstrecken, daß alle Staatsanwälte methodisch einheit­
lich handeln. Deshalb sollten die zentralen Vorgaben 
auch zu den anzuwendenden Methoden Stellung neh­
men,' insbesondere zu den Methoden der Untersuchung 
von Gesetzesverletzungen, zur Anwendung staatsan- 
waltschaftlicher Aufsichtsakte, zur Analyse und zur Ein­
beziehung der Resultate der Gesetzlichkeitsaufsicht in 
umfassendere Initiativen für die Verhütung von Straf­
taten.
Eng verbunden damit sind die Fragen des Zusammen­
wirkens der Staatsanwaltschaft mit anderen Organen, 
insbesondere den Volksvertretungen und ihren Organen, 
der Arbeiter-und-Bauern-Inspektion und anderen Kon­
trollorganen sowie wirtschaftsleitenden Organen. Denn 
planmäßige Gesetzlichkeitsaufsicht bedeutet nicht, daß 
der Staatsanwalt überall selbst Untersuchungen durch­
führen oder sich an Untersuchungen und Kontrollen der 
anderen Organe beteiligen muß. Auch ein stärkerer 
unmittelbarer Kontakt zu anderen Organen, der mit der 
planmäßigen Gesetzlichkeitsaufsicht notwendigerweise 
einhergeht, bedeutet nicht die Teilnahme des Staatsan­
walts an operativen Untersuchungen, für die jene Or­
gane verantwortlich sind. Die Informationsbeziehungen 
zu diesen verschiedenen Organen sollten deshalb zentral 
geregelt werden.
Eine Grundfrage der planmäßigen Gesetzlichkeitsauf­
sicht bleibt der Maßstab, nach dem der Staatsanwalt 
seine Aufgaben und Maßnahmen gestaltet. Auch hier 
gilt L e n i n s  Grundsatz, daß der einzige Maßstab für 
den Staatsanwalt die sozialistische Gesetzlichkeit ist11, 
und nur deren Verletzung kann er mittels der Gesetz­
lichkeitsaufsicht beanstanden. Er hat also z. B. nicht zu 
untersuchen, wie die Empfehlungen der Konfliktkom­
missionen eines Kombinats oder Betriebes für die „Ver­
besserung der Leitungstätigkeit“ genutzt wurden. Auch 
„Erfordernisse der Kriminalitätsverhütung“ schlechthin 
sind kein Maßstab für die Gesetzlichkeitsaufsicht, und 
das Prüfen von Beschlüssen, Beschlußvoriagen oder An­
weisungen der Staats- und Wirtschaftsorgane an jenen 
„Erfordernissen“ gehört ebenfalls nicht zur Gesetzlich­
keitsaufsicht, Die Gesetzlichkeitsaufsicht wird auf der 
Grundlage der Rechtsvorschriften der DDR — nicht aber 
örtlicher Organe — ausgeübt; eine andere Arbeitsweise
10 Vgl. Streit, a. a. O., S. 660; F. Müller, „Zur Gesetzlichkeitsauf­
sicht der Staatsanwaltschaft“, Staat und Recht 1967, Heft 11, 
S. 1749 ff. (1752, 1760, 1762 f.).
H Vgl. Lenin, Ober „doppelte“ Unterordnung und Gesetzlich­
keit, in: Werke. Bd. 33, Berlin 1962, S. 350 ff.
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